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Einleitung 

Im deutschen Strafprozeßrecht  ist eine Verurteilung des Angeklagten allein 
aufgrund seines Geständnisses zulässig, wenn das Gericht von dessen Glaub-
haftigkeit ausgehen kann1. Bei einfachen Sachverhalten sollen nach Ablegung 
eines Geständnisses in der Hauptverhandlung nähere Darlegungen zur Über-
zeugungsbildung des Gerichts im schriftlichen Urteil sogar entbehrlich sein, so-
fern der Inhalt des Geständnisses in den Urteilsgründen niedergelegt ist2. Als 
Form des Geständnisses genügt die einfache mündliche Bestätigung des An-
klagevorwurfs  durch den Angeklagten in der Hauptverhandlung als Grundlage 
für die Verurteilung3. Dem Geständnis des Angeklagten kommt somit im deut-
schen Strafprozeß de facto eine verfahrenslenkende und verfahrenserledigen-
de Bedeutung zu, die in der Strafprozeßordnung  nicht vorgesehen ist. Die 
Rechtspraxis entspricht nicht der Gesetzeslage. 

Es stellt sich deshalb die Frage, ob dem Angeklagten zur gesetzlichen Rege-
lung dieser Praxis die Möglichkeit eines „förmlichen Prozeßgeständnisses" ein-
geräumt werden sollte, das zum Wegfall der Beweisaufnahme führt,  wenn das 
Gericht das Geständnis auf der Grundlage der Ergebnisse des Ermittlungsver-
fahrens und des Zwischenverfahrens  für zutreffend  halten und daher dem Ur-
teil zugrundelegen darf.  Im US-amerikanischen Recht ist eine solche prozeß-
förmliche Verfahrenserledigung  die Regel und auch ohne Absprache der 
Parteien zulässig und üblich. Dadurch werden die Verfahrensdauer  kurz und 
die Justizressourcen knapp gehalten. 

In den USA ist das Geständnis als förmliche, zu Beginn der Hauptverhand-
lung abzugebende Erklärung (plea  of  guilty)  seit vielen Jahrzehnten gesetzlich 

1 BGH NJW 1999,370 = NStZ 1999,92; LR-Gollwitzer,  § 244 Rdnr. 33 mit Verweis auf 
RG Recht 23 (1919), 845; Landau/Eschelbach,  NJW 1999, 321, 325; Roxin,  Strafverfah-
rensrecht, § 15 Rdnr. 19, der auf die „normalerweise starke Beweiskraft  des Geständnis-
ses" abstellt; Jerouschek,  ZStW 102 (1990), 793,802 unter Hinweis auf § 261 StPO; eben-
so Eser,  ZStW 104 (1992), 361,390; Maul  S. 47.53; das bei SchUnemann,  Gutachten Β 23 
zitierte Ergebnis seiner Repräsentativumfrage  aus dem Jahr 1987 (rund 70 Prozent der 
befragten Richter seien bereit, ein vom Verteidiger angebotenes Geständnis als Ent-
scheidungsgrundlage zu akzeptieren, obwohl nach den Verfahrensergebnissen  die 
Schuldfrage noch ungeklärt sei) belegt, daß Verurteilungen in der Praxis sehr häufig 
maßgeblich oder allein auf das Geständnis gestützt werden; für die Praxis der Amtsge-
richte stellt dies Fezer  in StV 1995,263,264 fest. 

2 BGH, Beschluß vom 05.12.1995 - 4 StR 698/95; BGHR StPO § 261 Einlassung 2. 
3 BGH NJW 1999,370,371. 

2* 



20 Einleitung 

institutionalisiert. Bekennt der Angeklagte in der Hauptverhandlung, die vor-
geworfene Tat begangen zu haben, und akzeptiert das Gericht dieses Geständ-
nis, so wird der Angeklagte ohne weitere Beweisaufnahme schuldig gespro-
chen. Es liegt nahe, dieses Modell für Reformüberlegungen heranzuziehen und 
es entsprechend zu untersuchen, da nach US-amerikanischen Recht dem Ge-
ständnis schon lange eine verfahrenslenkende Funktion zugewiesen ist und die 
konsensualen Methoden einer schnellen Verfahrenserledigung  durch das 
förmliche Geständnis am weitesten gesetzlich entwickelt sind. 

Die im amerikanischen Recht geltenden Verfahrensgrundsätze  für eine Ver-
fahrensverkürzung  durch Geständnis sind der deutschen Rechtswissenschaft 
bisher nur im Rahmen von Gesamtbetrachtungen der in den USA vorherrschen-
den Absprachepraxis4, nicht aber in den Details zugänglich gemacht worden. Die 
für das Strafprozeßrecht  des europäischen Kontinents nicht selbstverständliche 
Existenz eines förmlichen Prozeßgeständnisses sowie dessen Voraussetzungen 
und Rechtsfolgen bedürfen also noch einer eingehenden Untersuchung, um Er-
kenntnisse hieraus gegebenenfalls für eine deutsche Strafprozeßreform  nutzbar 
machen zu können. Gegenstand dieser Arbeit ist daher die Analyse der amerika-
nischen Form des prozeßförmlichen  Geständnisses, des plea of  guilty.  Neben der 
Systematik der im adversatorischen5 Verfahren  geltenden Geständnisbegriffe 
und der allgemeinen und besonderen Voraussetzungen dieser Art der Verfah-
renserledigung werden auch die historische Entwicklung des plea of  guilty  und 
der Umfang der Fehlerkontrolle untersucht. 

4 Herrmann, Der amerikanische Strafprozeß,  S. 133, 143 ff.;  Weigend,  Absprachen, 
S. 34 ff.;  ders.,  Funktion und Tätigkeit, S. 648-668; Dielmann, G A 1981,558 ff.;  Schumann, 
S. 73 ff. 

5 Ausgehend von dem lateinischen Wortstamm „adversus" (gegen, gegenüber) sagt 
der Begriff  „adversatorisches System" nichts Besonderes aus. Er wird jedoch als Syn-
onym für ein Verfahren  verwendet, in dem sich die Parteien tatsächlich miteinander aus-
einandersetzen und sich also insofern „gegenüberstehen". Jede Partei präsentiert die ihr 
zur Verfügung stehenden Beweismittel und unterzieht die Zeugen der Gegenseite dem 
Kreuzverhör, um die jury  von der Schuld oder Unschuld des Angeklagten zu überzeu-
gen, während der Vorsitzende im wesentlichen auf die Einhaltung der Reglements ach-
tet. Auch im Deutschen soll sich der Begriff  „adversatorisch" offensichtlich  schon einge-
bürgert haben, so Jung,  JuS 1998,3 Fn. 25. 



1. Kapitel 

Stand der Diskussion über die Wirkung 
des Geständnisses im deutschen Strafprozeß 

A. Fehlen einer gesetzlichen Regelung 

Nach der bestehenden Gesetzeslage hat das Geständnis des Angeklagten in 
der Hauptverhandlung keine verfahrensbedeutsame oder verfahrensrechtlich 
beschleunigende Wirkung. Das Geständnis ist eines von vielen Beweismitteln. 
Wörtlich wird es nur in § 254 Abs. 1 StPO als möglicher Gegenstand einer Be-
weisaufnahme und außerhalb des abgeschlossenen Verfahrens  in § 362 Nr. 4 
StPO als potentieller Wiederaufnahmegrund  genannt. Im übrigen hat sich der 
Gesetzgeber darauf beschränkt, Regelungen im Zusammenhang mit Einlas-
sungen des Angeklagten zum Tatvorwurf  nur insoweit zu formulieren,  als es 
der Schutz verfassungsrechtlich  verbürgter Rechte erfordert  (vgl. §§ 136,136a 
StPO). Eine Regelung über die Ablegung eines Geständnisses in der Haupt-
verhandlung enthält das Gesetz nicht. Eine Ausnahme bildet insoweit das 
Jugendstrafprozeßrecht  in §§ 45, 47 JGG. Nach diesen Vorschriften  kann der 
Jugendrichter Erziehungsmaßregeln anordnen und das Verfahren  einstellen, 
wenn der Jugendliche geständig ist. 

Nachdem vor der Einführung der Reichsstrafprozeßordnung  im Jahre 1877 
dem Geständnis eine formelle Wirkung noch zugestanden worden war, so ins-
besondere in den Verfahrenskodifizierungen  Preußens und Württembergs 
(Strafprozeßordnungen  von 1849 bzw. 1868), die ein Schuldbekenntnis des An-
geklagten noch als Wahrspruch eingestuft haben, der die Beweisaufnahme ent-
fallen ließ1, sollte dem Geständnis im reformierten  deutschen Strafprozeß jede 
Verfügungswirkung  fehlen2. Dem Staat allein sollte die verpflichtende Aufgabe 
(Offizialmaxime,  Legalitätsprinzip) übertragen werden, das gesetzlich definier-

1 Vgl. beispielsweise Artikel 75 des Preußischen Gesetzes vom 3. Mai 1852, abge-
druckt in Gesetzsammlung für die Preußischen Staaten, Berlin 1852, S. 209, 225, sowie 
die Kommentierung hierzu in G A 1870 (18. Band), S. 531 ff.,  594 ff.  („Das Schwurgericht, 
Geständnis und Verdikt und Kollision zwischen beiden"). 

2 Walther,  Archiv des Criminalrechts 1850,225,233 ff.  mit Nachweisen der damaligen 
Literatur. So heißt es auch später bei Hahn, S. 221 in den Motiven: „Dem Geständnisse 
darf  also im Strafverfahren  nur die Bedeutung eines Beweismittels beigelegt werden". 


